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Wahlen in Chile: Die Suche nach 
einem neuen Gesellschaftsvertrag
Cristóbal Rovira Kaltwasser

Am 17. November 2013 finden in Chile zeitgleich Präsidentschafts- und Parlaments-
wahlen statt. Die Sozialistin Michelle Bachelet, Präsidentin des Landes in den Jahren 
2006 bis 2010, führt alle Umfragen an. Der von ihr angestrebten Mitte-Links-Koalition 
werden gute Chancen eingeräumt, eine parlamentarische Mehrheit zu erzielen.

Analyse

Die Wahlen finden genau 40 Jahre nach dem Putsch des Generals Pinochet gegen Sal-
vador Allende statt. Familien- und Lebensgeschichte der beiden Spitzenkandidatinnen 
Michelle Bachelet und Evelyn Matthei stehen für die Notwendigkeit, sich mit dem Erbe 
der Pinochet-Diktatur auseinanderzusetzen. Trotz ökonomischen Wachstums befindet 
sich das politische System in einer kritischen Lage, sind die etablierten politischen Par-
teien delegitimiert und verzeichnen soziale Bewegungen neuen Zulauf.

�� Die Diktatur Pinochets und die im Jahr 1990 ausgehandelte Form der politischen 
Transition werfen nach wie vor lange Schatten auf die chilenische Gesellschaft und 
das politische System.

�� Die Phase makroökonomischen Wachstums seit der Transition war gleichzeitig von 
einem Reformstau in vielen Bereichen gekennzeichnet. Vor allem das Bildungssys
tem, die noch während der Diktatur verabschiedete Verfassung und das Steuersys
tem müssen dringend reformiert werden.

�� Die Wiederwahl von Michelle Bachelet zur Präsidentin wäre nicht nur an sich schon 
ein Novum in Chile. Neu ist auch, dass die sie stützenden Parteien erstmals ein Bünd-
nis mit der Kommunistischen Partei eingehen wollen.

�� Demgegenüber ist die chilenische Rechte vor allem wegen unterschiedlicher Posi-
tionen zum Erbe der Diktatur gespalten. Eine Wahlniederlage der Rechten würde 
diese Konflikte verschärfen.

�� Auch im Falle eines Wahlsiegs ist es unwahrscheinlich, dass Michelle Bachelet die 
für Verfassungsänderungen notwendige Mehrheit im Parlament erreicht.
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Der lange Schatten der Diktatur

Chile befindet sich am Ende eines politischen 
Zyklus. Nach 20 Jahren Diktatur war im Jahr 1990 
ein Übergang zur Demokratie ausgehandelt wor-
den, der in zweierlei Hinsicht erfolgreich war: Die 
wirtschaftliche Entwicklung verlief positiv und 
das Land genoss politische Stabilität. Allerdings 
blieben wichtige Reformen bislang aus. Das gilt an 
erster Stelle für die „Verfassung der Diktatur“, die 
immer noch in Kraft ist: Sie war von engen Bera-
tern Pinochets ausgearbeitet und 1980 in einem 
Referendum von der Bevölkerung angenommen 
worden, dessen Durchführung weder frei noch fair 
war. Nicht ohne Grund bezeichnet der Politikwis-
senschaftler Claudio Fuentes (2013) dieses Referen-
dum als den größten Wahlbetrug der chilenischen 
Geschichte. 

Seit Rückkehr zur Demokratie im Jahr 1990 
haben sich die chilenischen Parteien des Mitte-
Links- und Mitte-Rechts-Spektrums mehrfach auf 
einzelne Verfassungsänderungen geeinigt. So ver-
schwanden viele undemokratische Regelungen, 
wie beispielsweise die Ernennung von Senatoren 
ohne vorherige Wahl. Allerdings enthält die Ver-
fassung nach wie vor fragwürdige Bestimmungen, 
dazu gehört das Wahlsystem, das durch Überreprä-
sentierung großer Parteien nicht nur die dominante 
Stellung der rechten Parteien im Parlament sichert, 
sondern auch den Einzug neuer Parteien behindert.

Ziel der Verfassung von 1980 war die langfristige 
Absicherung der umfassenden neoliberalen Maß-
nahmen der Pinochet-Diktatur. Veränderungen 
des Bildungssystems setzen beispielsweise quali-
fizierte Mehrheiten voraus. Im Kontext der markt-
orientierten Reformen wurde das Bildungssys
tem kontinuierlich ausgeweitet, vor allem durch 
die Gründung privater Universitäten. Die Ausbil-
dungsqualität blieb aber mangelhaft und die Stu-
dienkosten sind sehr hoch. Der chilenische Staat 
verfügt heute nur über geringe Möglichkeiten zur 
Steuerung der Qualität der Universitäten und zur 
Kontrolle der von ihnen erwirtschafteten Gewinne, 
obwohl das Betreiben von Universitäten mit dem 
Ziel, Profite zu erwirtschaften, gesetzlich verboten 
ist. Viele Studierende müssen Kredite zur Finan-
zierung eines Studiums aufnehmen, das sich am 
Ende wenig lohnt. Ihre Verschuldung und das 
Scheitern ihrer Hoffnungen auf sozialen Aufstieg 
durch einen Universitätsabschluss stellen ein zen-
trales gesellschaftliches Problem dar.

Zugleich herrschen in Chile trotz guter makro-
ökonomischer Wirtschaftsindikatoren nach wie 

vor extreme sozioökonomische Ungleichgewichte. 
Trotz kontinuierlichen Wirtschaftswachstums, 
geringer Inflationsraten und einer Verminderung 
der absoluten Armut hat sich die Einkommens-
verteilung kaum verändert. Mit Ausnahme man-
cher Technokraten und rechtskonservativer Poli-
tiker glaubt mittlerweile in Chile niemand mehr 
daran, dass die Bewahrung des neoliberalen Sys-
tems Pinochets hierfür eine Lösung bietet. Chile 
braucht vielmehr eine progressive Steuerreform, 
gegen die sich allerdings große Teile des Unter-
nehmertums sowie der politischen Rechten stel-
len. Dieser Reformstau verursacht hohe politische 
und soziale Kosten, die auch unter der aktuellen 
rechtsliberalen Regierung von Sebastián Piñera 
(seit 2010) evident geworden sind.

Zunehmende Proteste

Im Jahr 2011 erlebte das Land die größten Proteste 
seit der Rückkehr zur Demokratie: Die Aktionen 
gingen von einer starken Studentenbewegung aus, 
deren bekannteste Persönlichkeit Camila Vallejos 
ist, Mitglied des Jugendverbands der Kommunis-
tischen Partei Chiles. Sie wurde 2011 von der bri-
tischen Zeitung The Guardian zur Person des Jah-
res gewählt. Gemeinsam mit anderen Studenten-
führern hat sie massive Demonstrationen gegen 
die Regierung Piñera und für eine Reform des Bil-
dungssystems geleitet. Die Bewegung hatte jedoch 
Vorläufer. Schon im Jahr 2006 hatte es eine Schü-
lerbewegung für ein besseres und gerechteres 
Bildungssystem gegeben, die auf große Zustim-
mung in der Bevölkerung gestoßen war. Damals 
war Michelle Bachelet Präsidentin und sie leitete 
einige Verbesserungen ein, aber keine struktu-
relle Reform des Bildungssystems. Insofern war 
es nur eine Frage der Zeit, wann es zu neuen Pro-
testen und Forderungen nach einer grundlegenden 
Reform kommen würde. In der Tat steht die Stu-
dentenbewegung von 2011 in direkter Verbindung 
zu den Schülerprotesten von 2006. Beide Bewe-
gungen kämpften für dasselbe Ziel und entfalteten 
eine Argumentationslinie, die eines der Hauptpro-
bleme der chilenischen Gesellschaft auf den Punkt 
bringt: Ohne ein Bildungssystem, das allen Schich-
ten zugutekommt, lässt sich die immense soziale 
Ungleichheit des Landes nicht bekämpfen und 
soziale Mobilität bleibt ein leeres Versprechen 
(Donoso 2013).

Doch nicht nur Schüler und Studenten protes
tieren gegen Missstände. In den letzten Jahren 
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erlebte Chile insgesamt eine Wiedergeburt der 
Zivilgesellschaft und sozialer Bewegungen. So fan-
den im Jahr 2011 auch massive Demonstrationen 
gegen die Errichtung eines gigantischen Wasser-
kraftwerks in Patagonien statt und 2012 entstand 
in der südlichen Region von Aysén eine Bewegung, 
die eine bessere Verkehrsinfrastruktur sowie medi-
zinische Versorgung in der Region forderte. Diese 
Ausbreitung von Protestwellen mit unterschied-
lichen Forderungen und Zielen zeigt:
•	 Die etablierten politischen Parteien haben die 

Verbindung zur Zivilgesellschaft weitgehend 
verloren und die Vorstellungen und Interes-
sen der chilenischen Wähler werden von ihnen 
kaum mehr vertreten (Luna und Altman 2011). 
Während die Wähler anspruchsvoller sind und 
ihr politisches Denken komplexer geworden ist, 
sind die etablierten Parteien politisch erstarrt; 
zudem ist ein gewisser Grad von Nepotismus 
nicht zu verkennen. Wie Abbildung 1 zeigt, fühlt 
sich die Masse der chilenischen Wähler von den 
existierenden Parteien nicht repräsentiert.

•	 In Chile formieren sich immer mehr kritische 
Bürger und verlangen eine Demokratisierung 
der staatlichen Institutionen. Woher kommen 
diese kritischen Bürger? Eine plausible Antwort 
auf diese Frage hat Pippa Norris (2011) gege-
ben: Je mehr sich die Wirtschaft entwickelt und 
je besser der Zugang der Bevölkerung zu Res-
sourcen ist, desto größer ist die Chance, dass die 
Wähler nicht nur eine stärkere politische Reprä-
sentanz einfordern, sondern auch die politische 
Klasse zur Rechenschaft ziehen. 

Gewiss sind kritische Bürger ein Gewinn für die 
chilenische Demokratie. Doch bedeuten sie auch 
eine Herausforderung für die etablierten politi-
schen Parteien, die den Kontakt zu den Wählern 

und zur jungen Generation verloren und noch 
keinen Ausweg aus dieser Lage gefunden haben. 
Die Forderungen der Studierenden legen nahe, 
dass eine Lösung in der Entwicklung neuer pro-
grammatischer Leitlinien liegen könnte. Kosme-
tische Reformen werden nicht ausreichen, um ein 
Abklingen der Proteste zu bewirken. Daher ist es 
kein Zufall, dass im derzeitigen Wahlkampf eine 
Debatte um weitreichende gesellschaftliche Verän-
derungen entbrannt ist.

Wahlkampf 

Drei Themen dominieren den Wahlkampf: die Bil-
dungs-, Steuer- und Verfassungsreform. In Reak-
tion auf die Studentenbewegung ist Bildung eines 
der zentralen Themen des Wahlkampfes – aller-
dings lässt sich ohne eine progressive Steuerreform 
keine echte Bildungsreform durchführen. 

Mit Ausnahme eines Großteils der rechten 
Politiker sind alle anderen politischen Kräfte der 
Ansicht, dass die Verfassung einer Veränderung 
bedarf; uneins ist man sich darüber, auf welchem 
Weg diese Änderung eingeleitet werden soll. Wäh-
rend nicht wenige für die Bildung einer verfas-
sunggebenden Versammlung und die anschlie-
ßende Befragung der Bevölkerung plädieren, set-
zen sich andere dafür ein, dass dieses bedeutende 
Reformprojekt durch das Parlament realisiert 
wird. Weitere Themen des Wahlkampfs sind For-
derungen nach größerer politischer Autonomie der 
Regionen, einer Stärkung der Rechte der Arbeiter 
wie auch nach einer ökologischen Reform. 

Ungewöhnlich für Chile ist die große Anzahl 
von Kandidaten für die Präsidentschaftswahl: Es 
bewerben sich neun Konkurrenten mit sehr unter-

schiedlichen politischen Karrie-
ren. Der Grund dafür liegt in der 
wachsenden Delegitimierung der 
etablierten Parteien. In der Tat 
machen nicht die Parteien, die 
ihre Kandidatur unterstützen, die 
Stärke von Bachelet aus, sondern 
ihre Fähigkeit, sich als Repräsen-
tantin des gesamten Volkes zu 
präsentieren, sowie ihre gezielte 
Distanzierung von den politi-
schen Parteien generell. Gleich-
zeitig macht sie keine klaren pro-
grammatischen Ankündigungen. 
Zwar ist bekannt, dass sie eine Bil-
dungs-, Steuer- und Verfassungs-

Abbildung 1: Abwendung von den politischen Parteien in Chile *

* Prozentualer Anteil der Bevölkerung, der auf die Frage „Welche der fol-
genden politischen Parteien repräsentiert Ihre Ideen, Werte und Interessen 
am besten?“ antwortet „Keine“ oder die Frage nicht beantwortet. 
Quelle:	 Instituto de Investigación en Ciencias Sociales (ICSO), Universidad 

Diego Portales, online: <www.icso.cl> (17. Oktober 2013).
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reform einleiten will, zur Reichweite und Art dieser 
Reformen hat sie sich bislang aber wenig geäußert.

Nach allen Umfragen wird Michelle Bachelet 
die Wahlen am 17. November gewinnen. Unge-
wiss ist, ob sie tatsächlich im ersten Wahlgang 
mehr als 50 Prozent der Stimmen auf sich verei-
nigen kann. Wenn nicht, wird es am 15. Dezem-
ber zu einer Stichwahl zwischen den beiden Kandi-
daten kommen, die im ersten Wahlgang die meis
ten Stimmen erhalten haben. Nach Sachlage und 
Erfahrung müsste Evelyn Matthei, die Kandidatin 
der Rechten, auf den zweiten Platz kommen – aber 
diesmal könnte alles anders werden, weil die Aus-
einandersetzungen zwischen der liberalen und der 
konservativen Fraktion der Rechten deren Kam-
pagne erschwert haben. Die Nominierung eines 
gemeinsamen Kandidaten war für die Rechte eine 
mühsame Aufgabe und das Ergebnis nicht beson-
ders überzeugend: Zwar ist Evelyn Matthei eine 
bekannte Politikerin, sie ist aber auch bekannt als 
vehemente Verteidigerin der Regierung Pinochets. 
Als mit dem Plebiszit von 1988 über dessen Ver-
bleib im Amt für weitere zehn Jahre abgestimmt 
wurde, votierte sie für den Diktator. Zudem war 
ihr Vater, Fernando Matthei, unter Pinochet Ober-
befehlshaber der Luftwaffe und einer der vier 
Generäle der Militärjunta. 

Auch Bachelets Vater war General der Luft-
waffe. Er hatte aber den Putsch gegen Salvador 
Allende im Jahr 1973 nicht unterstützt und wurde 
deshalb verhaftet; er starb an den Folgen der erlit-
tenen Folterungen. Insofern ist der Wettbewerb 
zwischen Michelle Bachelet und Evelyn Matthei 
symbolisch aufgeladen. Es geht nicht nur um künf-
tige Reformen, sondern auch um die Interpreta-
tionshoheit über die Vergangenheit. Mit dem 40. 
Jahrestag des Putsches gegen Allende am 11. Sep-
tember 2013 hat die Kultur des Erinnerns an die 
Diktatur erneut an Brisanz gewonnen. Es gibt eine 
breite Debatte in der Öffentlichkeit zu Ursachen 
und Nachwirkungen der Diktatur. Etliche Fern-
sehprogramme zeigten noch nie gesehene Bilder, 
die die Brutalität der Regierung Pinochet belegen. 

Vor allem die Rechte ist überfordert mit dem 
Bedürfnis nach Geschichtsaufarbeitung, das ins-
besondere von der jungen Generation geäußert 
wird. Aber dies gilt teilweise auch für die Mitte-
Links-Parteien, die das Land zwischen 1990 und 
2010 regiert haben: Junge Leute fragen zu Recht, 
ob diese Parteien ihre Politik der kleinen Schritte 
und Kompromisse nicht überzogen haben. Zudem 
gibt es Anzeichen, die auf eine Erschöpfung dieser 
Parteien hindeuten. Die Postenvergabe beruht bei 

ihnen auf politischer Loyalität und nicht auf Meri-
ten, und häufig kommt es zu Konflikten bei der 
Rekrutierung politischen Personals.

Die führenden Köpfe der Studentenbewe-
gung sind inzwischen zu wichtigen politischen 
Akteuren geworden. Sie spielen eine große Rolle 
in der Öffentlichkeit, haben aber ein schwieriges 
Verhältnis zur sogenannten Concertación, das heißt 
zum Bündnis der Mitte-Links-Parteien, das das 
Land zwischen 1990 und 2010 regierte. Mehrere 
von ihnen kandidieren als Unabhängige bei den 
Parlamentswahlen, nachdem die Concertación ihre 
Forderung nach offenen Vorwahlen zur Kandida-
tenkür abgelehnt hatte. Diese Entscheidung macht 
deutlich, dass sich die etablierten Mitte-Links-Par-
teien absichern möchten und nicht geneigt sind, 
die Formierung neuer Allianzen zu befördern. Sie 
wurden dafür in der Öffentlichkeit vielfach kriti-
siert und die Concertación konnte an diesem Punkt 
in die Enge getrieben werden. So kandidiert ein 
bekannter und begabter Führer der Studentenbe-
wegung, Giorgio Jackson, in einem Bezirk von San-
tiago, in dem die Parteien der Concertación nach 
langer interner Auseinandersetzung darauf ver-
zichtet haben, einen eigenen Kandidaten aufzustel-
len. Damit ist seine Wahl gesichert und die Concer-
tación konnte sich mit Anstand zurückziehen. 

Konflikte im Lager der Rechten

Die aktuelle Regierung von Sebastian Piñera war 
die erste demokratisch gewählte Regierung der 
politischen Rechten in Chile seit mehr als 50 Jah-
ren. Sie hatte die Wahlen im Jahr 2009 nicht nur 
gewonnen, weil sich Piñera von der Diktatur Pino-
chets distanziert, sondern auch, weil er sich zur 
politischen Mitte hinbewegt hatte. Er kritisierte 
die Rolle der Rechten während der Pinochet-Dik-
tatur; der von ihm geprägte Begriff der „passiven 
Komplizen“ löste eine heftige Debatte aus. In der 
Tat kämpft er seit Langem für die Konsolidierung 
einer liberalen Rechten, die sich teilweise – aber 
nicht nur – unter dem Dach seiner Partei Renova-
ción Nacional entwickelt hat. Gleichwohl gibt es im 
Land auch eine konservative Rechte, die von der 
Partei Unión Demócrata Independiente repräsen-
tiert wird und das Erbe der Diktatur verteidigt. Die 
Ideologie dieser Partei besteht aus einem Amalgam 
von ökonomischem Neoliberalismus und mora-
lischem Konservatismus.

Nur ein paar Tage vor der Amtseinführung von 
Sebastián Piñera ereignete sich in Chile ein verhee-
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rendes Erdbeben. Daher war er im ersten Jahr sei-
ner Regierung mit dem Wiederaufbau des Landes 
beschäftigt. Der größte Teil der benötigten Mittel 
wurde durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
und der Unternehmenssteuern aufgebracht. Diese 
Steuerreform löste allerdings einen Konflikt im 
eigenen Lager aus. Wichtige Akteure der Rechten 
protestierten, die Steuererhöhungen würden sich 
negativ auf die Wirtschaft auswirken. Doch die Sta-
tistiken der UN-Wirtschaftskommission für Latein-
amerika und die Karibik (Comisión Económica 
para América Latina y el Caribe, CEPAL) bewei-
sen das Gegenteil: Zwischen 2010 und 2012 sank 
die Arbeitslosigkeit von 8,2 auf 6,4 Prozent und 
das Bruttosozialprodukt wuchs pro Jahr um durch-
schnittlich 5,8 Prozent.1

Die Erfolge der Regierung Piñera sind nicht 
auf den ökonomischen Sektor beschränkt. So hat 
seine Regierung die bezahlte Mutterschaftszeit 
nach der Geburt von drei auf sechs Monate verlän-
gert. Darüber hinaus hat er gute 
zwischenstaatliche Beziehungen 
in der Region aufgebaut, obwohl 
die Mehrheit der lateinamerika-
nischen Länder gegenwärtig von 
Mitte-Links-Kräften regiert wird. 

Allerdings gab es innerhalb 
seiner Regierung heftige Kon-
flikte zwischen der liberalen 
und der konservativen Frak-
tion. Diese ständigen Streitereien 
erklären zum Teil, warum Piñera 
in den Umfragen so wenig poli-
tische Zustimmung bekommt. 
Wie Abbildung 2 zeigt, gab es nur 
eine einzige Phase während seiner Regierungszeit, 
in der er breite Zustimmung in der Bevölkerung 
erhielt: Als die Aktion zur Rettung von 33 Bergleu-
ten ein glückliches Ende fand. Dank seiner aktiven 
Mitwirkung konnten im Oktober 2010 alle Berg-
leute befreit werden, die drei Monate lang in einer 
Kupfer- und Goldmine im Norden des Landes ein-
geschlossen gewesen waren.

Ein weiterer Faktor zur Erklärung der breiten 
Ablehnung der Regierung Piñera waren die Skan-
dale, die durch die Nähe des Präsidenten und meh-
rerer seiner Mitarbeiter zur Wirtschaft ausgelöst 
wurden. Ein paradigmatisches Beispiel dafür ist 
der Fall von Laurence Golborne, der im Jahr 2010 

1	 CEPAL, CEPALSTAT, Chile: Perfil Nacional Económico, online: 
<http://interwp.cepal.org/cepalstat/WEB_cepalstat/Perfil_naci 
onal_economico.asp?Pais=CHL&idioma=e> (15. Oktober 2013).

als Bergbauminister zuständig für die Rettungsak-
tion der Bergleute war und dadurch große Popu-
larität gewann. Golborne hatte an der Spitze einer 
der größten Holdings des Landes (Centros Comer-
ciales Sudamericanos S.A., CENCOSUD) gestan-
den, bevor er sein Regierungsamt antrat. Anfang 
2013 erklärte der Oberste Gerichtshof Chiles, diese 
Holding habe sich massiver Verletzungen des Ver-
braucherschutzes schuldig gemacht, und zwar zu 
der Zeit, als Golborne an ihrer Spitze stand. Gleich-
zeitig wurde durch die Medien bekannt, dass Gol-
borne Konten in Steueroasen besitzt. Diese Infor-
mationen machten seine Kandidatur bei den Prä-
sidentschaftswahlen unmöglich. Piñera selbst ist 
einer der reichsten Männer Lateinamerikas. Sein 
Auftreten ist nicht so sehr staatsmännisch und 
volksnah, sondern eher managerhaft und elitär. 
Das Verhalten des Präsidenten und seiner engsten 
Mitarbeiter trägt sicherlich zur Unbeliebtheit der 
Regierung bei. 

Der ungewisse Ausgang der Reformpläne 

Eine neue Entwicklung ist die Allianz des bishe-
rigen Bündnisses Concertación mit der Kommunis-
tischen Partei Chiles. Das könnte den Wahlerfolg 
für etliche kommunistische Abgeordnete bedeuten, 
unter anderem für die ehemalige Studentenführe-
rin Camila Vallejos, die ebenfalls in einem Bezirk 
von Santiago kandidiert. Die Kommunistische Par-
tei besitzt gute Verbindungen zu bestimmten Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft und könnte bei 
neuen Protestwellen eine wichtige Rolle in einer 
künftigen Regierung Bachelet spielen. Doch es gibt 
bedeutende programmatische Unterschiede zwi-
schen der Kommunistischen Partei und den bis-
herigen Parteien der Concertación, vor allem bei 
den Themen Verfassungsänderung und Steuerre-
form. Außerdem präsentiert sich die Kommuni-

			   Abbildung 2:	 Zustimmung zur Regierung von  
	 Sebastián Piñera in Prozent

			   Quelle:	 Darstellung des Autors auf Basis der Daten bei Adimark GfK  
	 (<www.adimark.cl>, 15. Oktober 2013).
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Zukunftsszenarien

Obwohl mehrere Kandidaten der Nueva Mayoría in 
den Umfragen immer noch ganz vorn liegen, wird 
diese Koalition wohl kaum zwei Drittel des künf-
tigen Parlaments kontrollieren und damit auch 
nicht die notwendige Stimmenzahl erreichen, um 
die Verfassung ändern zu können. Zwei Szenarien 
sind vorstellbar: 
1.	Bachelets Regierung erhält genügend Stimmen 

von der Nueva Mayoría und der liberalen Rechten, 
um einige Reformen durchführen zu können, 
beispielsweise eine Modifizierung des Wahl-
rechts und eine moderate Erhöhung der Unter-
nehmenssteuern. Darüber hinaus aber wäre die 
Unterstützung im Parlament zum Beispiel für 
eine grundlegende Bildungsreform nicht aus-
reichend. Damit würde es nur zu einer modifi-
zierten Wiederauflage ihrer Politik der kleinen 
Schritte kommen. Dieses Szenario ist nicht unre-
alistisch. Es erscheint allerdings wenig plausi-
bel, dass die Vertreter der Studentenbewegung 
und der Kommunistischen Partei eine solche 
Entwicklung passiv verfolgen würden. Bachelet 
würde also einen hohen Preis zahlen, denn die 
Akteure der Nueva Mayoría, die einen besseren 
Draht zur Zivilgesellschaft haben und Proteste 
unter Umständen kontrollieren könnten, würden 
das Bündnis verlassen. 

2.	Aufgrund der Blockade der Rechten im Parla-
ment kann eine künftige Regierung Bachelet 
keine Verfassungsänderung durchsetzen. Um 
diesen Engpass zu überwinden, plädiert sie 
für ein Referendum: Die Bevölkerung soll über 
die Einsetzung einer verfassunggebenden Ver-
sammlung entscheiden, deren Verfassungsent-
wurf dann zur Volksabstimmung gestellt wird. 
Diese Lösung wäre hochproblematisch, weil sie 
von etlichen Politikern der Nueva Mayoría, vor 
allem von den Christdemokraten, abgelehnt 
wird. Zudem würde die Rechte protestieren 
und Klage beim Verfassungsgericht einreichen, 
das die Abhaltung eines Referendums mit hoher 
Wahrscheinlichkeit für verfassungswidrig erklä-
ren würde. Ein solcher Verlauf könnte eine neue 
Protestwelle hervorrufen und sowohl die Posi-
tion Bachelets als auch den Zusammenhalt der 
Nueva Mayoría gefährden. 

Ein zusätzlicher Faktor, der die Zukunft der neuen 
Regierung mit bestimmen wird, ist die wirtschaft-
liche Lage im Land. Die Prognosen sind positiv, 
doch die weltwirtschaftliche Entwicklung ist ein 
entscheidender Faktor. Chile hat eine sehr offene 

stische Partei nach wie vor als Verteidigerin der 
kubanischen Regierung und der Castro-Brüder. 
Doch Bachelet und ihr innerer Kreis hatten reali-
siert, dass die Concertación neue Wege beschreiten 
muss. Die Einbeziehung der Kommunisten trotz 
aller politischen Differenzen war also eine gezielte 
Strategie. Die erweiterte Koalition wurde in Nueva 
Mayoría („Neue Mehrheit“) umbenannt, ein Name, 
der das Interesse Bachelets signalisiert, eine breite 
Mitte-Links-Koalition zu bilden. 

Doch es steckt noch mehr dahinter: Die Con-
certación hatte die neoliberalen Reformen Pino-
chets akzeptiert und teilweise umgestaltet, aber 
kein alternatives Gesellschaftsmodell entwickelt. 
Die chilenischen Wähler scheinen jedoch auf einen 
neuen Gesellschaftsvertrag zu setzen, um die exis
tierenden sozioökonomischen Ungleichheiten zu 
beseitigen und eine gerechtere Ordnung zu schaf-
fen. Die Autoren des in Chile viel diskutierten 
Buches El otro modelo: Del orden neoliberal al régimen 
de lo público („Das andere Modell: Von der neoli-
beralen Ordnung zu einem Regime der Allgemein-
heit“, Atria et al. 2013) plädieren für einen neuen 
Gesellschaftsvertrag, der auf eine Stärkung des 
Staates und die Umsetzung sozialdemokratischer 
Grundsätze abzielt. Dies käme keineswegs einer 
Revolution gleich und es mangelt auch nicht an 
Experten, die solche Grundsätze in konkrete Poli-
tik umsetzen könnten. Die Frage ist vielmehr, ob 
die neue Regierung genügend Stimmen im Parla-
ment haben wird, um die Verfassung zu ändern 
und um umfassende Reformen, zum Beispiel im 
Bildungssektor und im Steuersystem, durchfüh-
ren zu können. 

Falls eine neue Regierung Bachelet tiefgreifende 
Reformen durchführen könnte, würde sie mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zum Vorbild für mode-
rate Linkskräfte in anderen lateinamerikanischen 
Ländern werden. Sie würde beweisen, dass sich 
eine Allianz etablierter Parteien mit Vertretern der 
Zivilgesellschaft und mit sozialen Bewegungen 
lohnt und praktisch realisierbar ist. Dilma Rous-
seff in Brasilien beispielsweise wird das Schick-
sal einer neuen Regierung Bachelet mit großem 
Interesse verfolgen, um daraus Lehren für ihre 
eigene politische Zukunft zu ziehen. Sollte es einer 
neuen Regierung Bachelet allerdings nicht gelin-
gen, ein umfassendes Reformprogramm einzulei-
ten, könnte es in Chile zu einer neuen Protestwelle 
kommen und eine Krise des derzeitigen Systems 
politischer Repräsentation in Chile würde wahr-
scheinlicher.
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Wirtschaft, deren Leistungsfähigkeit eng mit dem 
Weltmarktpreis für Kupfer verbunden ist. Kommt 
es auf globaler Ebene nicht zu einschneidenden 
wirtschaftlichen Veränderungen, wird das chile-
nische Bruttosozialprodukt mit hoher Wahrschein-
lichkeit weiter wachsen. Dies würde die Chancen 
einer Regierung Bachelet zur Durchführung weit-
reichender Reformen erhöhen, denn in diesem Fall 
hätten die Argumente marktliberaler Politiker und 
Technokraten innerhalb der Nueva Mayoría gerin-
geren Einfluss. Bei einer Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Prognosen würden deren Argumente 
allerdings Gehör finden. Auch dies könnte die 
Erfüllung der drei wichtigsten Wahlversprechen 
Bachelets, Bildungs-, Steuer- und Verfassungsre-
form, gefährden.

Unabhängig vom Wahlausgang wird die Rechte 
in jedem Fall auch in der nächsten Regierungspe-
riode eine bedeutende Rolle im Parlament spie-
len. Die entscheidende Frage ist, ob sich die libe-
rale und die konservative Fraktion innerhalb des 
rechten Lagers auf gemeinsame Positionen einigen 
können. Sollte es am 17. November zu einer emp-
findlichen Niederlage der rechten Parteien kom-
men, würden etliche Führer der liberalen Rechten 
eine ideologische Neuorientierung fordern. Dabei 
könnte Sebastián Piñera eine führende Rolle spie-
len, denn ihm ist bewusst, dass sich die Wertvor-
stellungen der chilenischen Wähler verändert 
haben und es im politischen und gesellschaft-
lichen Spektrum inzwischen einen Platz für eine 
liberale Rechte gibt. Die chilenische Verfassung 
schließt die direkte Wiederwahl eines Staatsober-
haupts aus, doch zweifellos wird Piñera bei den 
Präsidentschaftswahlen von 2017 erneut kandidie-
ren. Insofern könnte eine Unterstützung bestimm-
ter Reformen einer künftigen Regierung Bachelet 
im Interesse der liberalen Rechten liegen; auf diese 
Weise könnte sich Piñera als Vertreter einer moder-
nen Rechten profilieren.

Seit der Rückkehr zur Demokratie im Jahr 1990 
hat sich die chilenische Wirtschaft stark entwickelt. 
Laut Weltbank2 verfügt das Land heute über ein 
kaufkraftbereinigtes Bruttosozialprodukt (BSP) 
pro Kopf von 21.310 USD (oder von 15.356 USD 
zum offiziellen Wechselkurs). Als ärmstes Land in 
Westeuropa hat beispielsweise Portugal ein kauf-
kraftbereinigtes BSP pro Kopf von 24.770 USD 
(oder von 20.182 USD zum offiziellen Wechsel-

2	 The World Bank, Data, online: <http://data.worldbank.org/
indicator/NY.GNP.PCAP.PP.CD> beziehungsweise <http://
data.worldbank.org/indicator/NY.GDP.PCAP.CD> (15. Okto-
ber 2013).

kurs). Davon ist Chile nicht mehr so weit entfernt. 
Dennoch sind die sozioökonomischen Ungleich-
heiten in Chile sehr viel größer als in Portugal. 
Die Erklärung liegt in der unterschiedlichen Ent-
wicklung der Sozialsysteme: Während in Portugal 
in gewissem Umfang sozialdemokratische Grund-
werte umgesetzt wurden, ist das chilenische Sozi-
alsystem von neoliberalen Grundsätzen geprägt 
(Huber und Stephens 2012). Auch wenn die Trans-
formation von einem neoliberal geprägten zu 
einem sozialdemokratischen Staat vielleicht nicht 
unmittelbar bevorsteht, könnte eine neue Regie-
rung Bachelet doch die Weichen für eine solche 
Transformation stellen. Falls ihr das nicht gelingt, 
ist mit einer neuen Protestwelle und einer Krise des 
repräsentativen Systems zu rechnen.
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